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Juristischer Sternenrundgang
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Wie Leitsterne weisen wichtige Entscheidungen der Gerichte dem Zahnarzt den Weg durch die
Rechtsfragen des Praxisalltags. Doch wer erfasst all die Fixsterne und Schweifsterne, Jungsterne
und Gaswolken und liefert dem Zahnarzt eine aktuelle juristische Sternenkarte? Unsere Rechts-
autoren haben es getan. Folgen Sie ihnen auf dieser Tour d‘Horizon durch das aktuelle Zahn -
arztrecht.

Der Blick in den Sternenhim-
mel dient seit jeher einem
doppelten Zweck. Der Stern-

freund will sich vergewissern, dass 
über seinem Kopf alles noch so ein -
gerichtet ist, wie er es aus seiner 
Erinnerung kennt. Zugleich ist er auf 
der Suche nach Neuem.1 Das „Neue“
aber ist, wie Amateurastronomen wis-
sen, selten im eigentlichen Sinn neu. 
Es tritt dem Betrachter lediglich erst-
mals ins Blickfeld. Und auch das Ver-
traute befindet sich nur scheinbar 
noch am angestammten Platz. Nicht
anders verhält es sich am Sternen -
himmel der ju ristischen Entscheidun-
gen. Ein leuchtkräftiges Objekt ist dort

seit Oktober des letzten Jahres in Form
einer Entscheidung des OLG Koblenz 2

zu erkennen. 

Diagnoseirrtum

Eine Patientin hatte gegenüber ihrem
Zahnarzt über Schmerzen geklagt. Der
Zahnarzt übersah den hierfür ursächli-
chen kariösen Defekt. Es kam zum Ver -
lust des erkrankten Zahns. Der Zahnarzt
hatte die Schmerzen einem generali-
sierten Schmerzsyndrom der Patientin
zugeschrieben. Eine Zahntaschenson-
dierung war ohne Befund geblieben.
Weitergehende diagnostische Maßnah-
men ergriff der Zahnarzt nicht. Die Pa-
tientin sah hierin ein Versäumnis. Das

Gericht entschied anders: Angesichts
des ins gesamt komplexen Beschwer -
debildes der Patientin (Fibromyalgie,
Dysgnathie, Myoarthropathie) sei die
Einschätzung des Zahnarztes fachlich
vertretbar gewesen. Der Diagnoseirr-
tum blieb haftungsrechtlich ohne Fol-
gen. Die Entscheidung dieses Aller-
weltsfalls lehrt zweierlei: 1) Der Zahn-
arzt darf sich im Praxisalltag seine 
Entscheidungsfreude erhalten.3 Das
Haftungsrecht zwingt ihm keine De -
fensivmedizin auf. 2) Aus haftungs-
rechtlicher Sicht muss der Zahnarzt 
tun, was ein guter Zahnarzt ohnehin 
tut: Er muss jeder Schmerzsymp to-
matik nachgehen, auch wenn sie zu-
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nächst unplausibel erscheint. Damit das
Beschwerdebild im Zahnarzthaftungs-
prozess nicht anders geschildert wird 
als im Zahnarzt-Patienten-Gespräch,
sollte der Zahnarzt dessen Verlauf und
die gesamte Behandlung gut dokumen-
tieren. Eine spezifisch anwaltliche Les-
art des Urteils ergibt denn auch, dass
eine offenbar sorgfältige Behandlungs-
dokumentation den Rechtsstreit mit
entschieden haben dürfte. Das Gericht
hat der vom Zahnarzt bestrittenen Be-
hauptung der Patientin, wonach diese
unmissverständlich auf die schmer-
zende Stelle hingewiesen habe, am 
Ende wohl einfach nicht geglaubt.4

Begrenztes Recht auf Nachbesserung 

Mit bloßem Auge leicht zu übersehen 
ist der Doppel stern zweier neuerer Ent-
scheidungen des Kammer gerichts Ber-

lin5 und – wiederum – des OLG Koblenz.6

Die Beschlüsse betreffen das Recht des
Zahnarztes zur Nachbesserung seiner
Leistungen gegenüber dem Patienten.

Dieses Recht gilt nicht unbegrenzt. Eine
an sich nachbesserungsfähige Leistung
des Zahnarztes gilt als insgesamt un-
brauchbar, wenn es bereits zu ei ner 
Vielzahl erfolglos gebliebener Nach -
besserungsversuche gekommen ist. Auf
weitere Versuche braucht sich der Pa-
tient dann nicht einzulassen. Seinen
Ver gütungsanspruch kann der Zahnarzt
in diesen Fällen nicht durchsetzen.7 Ist
aus zahnmedizinischen Gründen die
Neuanfertigung von Zahnersatz an -
gezeigt, kann ein bereits geleistetes 
Zahnarzthonorar zurückverlangt wer-
den. Was die Richter eher am Rande
erörtern, ist für den Zahnarzt ebenfalls
wichtig: 1) Im Zahnarzthaftungspro-
zess hackt eine Krähe der anderen 
mitunter sehr wohl ein Auge aus: Über
den objektiven Ausgangsbefund, den
der zweitbehandelnde Zahnarzt beim
Patienten vorgefunden hat, kann die-
ser als Zeuge befragt werden. Einen 
Zeugen kann der beklagte Zahnarzt
nicht ablehnen. Bei einem Sachver -

ständigen hätte er es versuchen
können.8 2)Ob eine Nachbesserung ge-
scheitert ist, entscheiden nicht allein
objektive Momente. Auch möglicher-
weise unbedachte Äußerungen eines
Zahnarztes können hierfür ein Indiz
sein. Der Zahnarzt sollte sich zweimal
überlegen, ob er einem unzufrie denen
Patienten mitteilen will: „Ich kann
nichts mehr für Sie tun.“ Es könnte 
ihn teuer zu stehen kommen.

Rolle als zahnmedizinischer 

Sachverständiger

Zu den Klassikern am Zahnarzthimmel
zählen Gerichtsentscheidungen9 zur
Rolle des zahnmedizinischen Sachver-
ständigen im Zahnarzthaftungsprozess.
Die nicht zu überschätzende10 Bedeu-
tung des Sach verständigen als „not-
wendiger Berater“11 des Gerichts, „Re-
gieassistent“,12 „faktischer Richter“13

oder gar „heimlicher Urteilsschreiber“14

wird durch Einzel urteile wohl nie zufrie-
denstellend einzufangen sein. Insoweit
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handelt es sich bei diesen Entschei-
dungen gewissermaßen um taumelnde
Sterne. Dabei liegen die Dinge an sich
einfach: Der Sachverständige ist Ge -
hilfe des Gerichts.15 Rechtsfragen, etwa
zu der wichtigen Frage, ob ein (grober)
Behandlungsfehler vorliegt, hat er nicht
zu entscheiden.16 Hierüber entscheidet
das Gericht. Es muss die Expertise des
Sachverständigen dabei mit einbezie-
hen, aber auch – nicht nur im Falle 
widerstreitender Gutachten – hinter-
fragen. Der forensische Alltag wird die-
ser Rollenverteilung überwiegend nicht
gerecht. Der Sachverständige nimmt
hier eine viel stärkere Rolle ein. Das 
muss so lange kein Problem darstellen,
wie es die Prozessparteien mit „guten“
Sachverständigen zu tun haben. Diese
verstehen ihr „Handwerk“, sie schreiben
ihre Gutachten selbst und reflektieren
über ihre eigene Rolle. Es gibt aber 
auch parteiische, eitle, überforderte, be-
queme und solche Gutachter, die ihre
Gutachten von Dritten schreiben
lassen.17 Für den Zahnarzt ist es wichtig, 
jederzeit sicher sein zu können, dass 
das Gericht seine substantiierten Ein-
wände gegen ein Sachverständigengut-
achten berücksichtigen muss. Eben dies
hat der Bundesgerichtshof (BGH) schon
vor Jahren entschieden.18 Aber auch für
den nicht seltenen Fall, dass sich ein 
Gericht selbst für sachverständig hält,
obwohl es nicht sachverständig ist,
bleibt der Zahnarzt nicht schutzlos. So
darf, wie der BGH ebenfalls entschie -
den hat, ohne Sachverständigenbeweis
insbesondere nicht auf einen groben
Behandlungsfehler erkannt werden.19

Nicht jedem Instanzgericht sind diese
Entscheidungen präsent. Umso besser,
wenn der Zahnarzt sie kennt. 

Aufklärungsfehler vs. 

Behandlungsfehler

In einem wahren planetarischen Nebel
bewegt sich, wer Ordnung in der aus -
gedehnten Himmelsregion der zahn-
ärztlichen Aufklärungsfehler schaffen
will. Nirgends tut Orientierung mehr
not, denn die fehlerhafte Aufklärung ist
zum längst wichtigsten Einfallstor für
die zahnärztliche Haftung geworden.
Ihre herausgehobene Bedeutung ergibt
sich auch daraus, dass der Aufklärungs-
fehler typischerweise im Vorfeld eines
Behandlungsfehlers auftritt, der – an-

ders als Aufklärungsversäumnisse – im
Streitfall vom Patienten zu beweisen
ist.20 So gelangt der Patient über den
Umweg eines Aufklärungsfehlers auch
bei einer im Übrigen regelkonformen
Behandlung gelegentlich doch noch 
zur erwünschten Haftung. Dass Auf -
klärungspflichten einzelfallabhängig
denkbar eng (wirtschaftliche Aufklä-
rung)21 oder aber auch verblüffend 
weitgesteckt (hier zu sogleich) sein kön-
nen, verstärkt die Unübersichtlichkeit
noch.22 Laut einer nicht lang zurücklie-
genden Entscheidung des OLG Hamm23

hat der Zahnarzt vor einer Leitungsan-
ästhesie zur Extraktion eines Weisheits-
zahnes über das Risiko einer dauerhaf-
ten Nervenschädigung24 aufzuklären.
Die Entscheidung bekräftigt einen
Grundsatz der Rechtsprechung, wonach
auch sehr selten eintretende Schäden
im Rahmen der Aufklärung angespro-
chen werden müssen, soweit es sich 
im Falle des Schadenseintritts um die 
Verwirklichung eines eingriffsspezifi-
schen Risikos handelt.25 Dennoch hat
das Gericht die Anforderungen an den
Zahnarzt im Weiteren nicht über-
spannt: Es hat klargestellt, dass der
Zahnarzt nicht auch noch unaufge -
fordert über Behandlungsalternativen
zur Leitungsanästhesie habe aufklären
müssen. Derartige Alternativen habe es
zwar gegeben (Infiltrationsanästhesie,
intraligamentäre Anästhesie, Vollnar-
kose). Auch seien diese im universitä -
ren Bereich bereits empfohlen worden.
Es dauere aber seine Zeit, bis die wis -
senschaftliche Lehre Eingang in die 
niedergelassene zahnärztliche Praxis
gefunden habe, argumentierte das Ge-
richt. Hieraus folgt für den Zahnarzt 
zugleich: Urteile zum Zahnarzthaf-
tungsrecht tragen ein Verfallsdatum.
Was heute noch kein Behandlungs -
standard ist, kann es morgen bereits
sein. Entsprechend erweitert sind dann
auch die Aufklärungspflichten. 

Problemfall Abrechnungsbetrug

Niemals erlöschen wird das unge-
liebte Vielfachsternsystem des zahn-
ärztlichen Abrechnungsbetrugs. Seine
zahlreichen Sterne kreisen seit jeher 
vor allem um die Angelpunkte „Vor-
satz“ und „Bereicherungsabsicht“. Die
folgenden Himmelskörper sind – unter 
anderem – zu unterscheiden: 1) Die

„platte“ Falschabrechnung: Es werden
nicht oder nicht vollständig erbrachte
Leistungen abgerechnet (die häufigste
Variante, offenbar glänzt kein Stern 
heller). 2) Die „intelligentere“ Variante:
Leistungen werden bewusst unrichtig
zugeordnet (eine Zeitlang en vogue,
mittlerweile ist dieser Stern auf dem
Weg zu einem „schwarzen Zwerg“, d.h. 
er kühlt sich ab). 3) „Falschabrech-
nung für Fortgeschrittene“: Abgerech-
net werden als unwirtschaftlich er-
kannte bzw. nicht persönlich erbrachte
Leistungen (das ist ein weiterhin sehr
massereicher Stern). Für alle gilt: Eine
bloß fahr lässige Falschabrechnung ist
straflos. Der für die Strafbarkeit ausrei-
chende sogenannte bedingte Vorsatz
liegt aber bereits vor, wenn der Zahn                 -
arzt für möglich hält, dass ihm der gel-
tend gemachte Anspruch nicht – und 
sei es: in dieser Höhe – zusteht, er sich 
um des erstrebten Vermögensvorteils
willen aber damit abfindet und die 
Anspruchserfüllung billigt.26 Als „böser
Zwilling“ des Strafverfahrens drohen
dem falsch abrechnenden Zahnarzt
auch ein berufsgerichtliches sowie 
weitere (Disziplinar-, Zulassungsent-
ziehungs- und Approbationsentzie-
hungs-)Verfahren. Die Verteidigung des
Zahnarztes ist in diesen Fällen kein Spa-
ziergang. Für die notwendige umfas-
send koordinierte27 Vertretung im Straf-
und in den Folgeverfahren mit ihren 
unterschiedlichen Voraussetzungen,
Zielen und (faktischen) Wechselwir-
kungen untereinander bestehen bislang
kaum anwaltliche Standards.28 Jedes
Versprechen einer juristischen Punkt-
landung sollte den Zahnarzt misstrau-
isch werden lassen. In einem aber hat 
die einschlägige Ratgeberliteratur un-
eingeschränkt recht: Ein anwaltlich
noch nicht vertretener beschuldigter
Zahnarzt sollte weder gegenüber Poli -
zei noch Staatsanwaltschaft konziliant
auftreten – sondern zum Tatvorwurf zu-
nächst konsequent schweigen!29 Übri-
gens können auch Kollegen und Mitar-
beiter des Zahnarztes später als Zeugen
aussagen (müssen).30 Auch im engsten
Kreis gilt daher: Schweigen ist Gold!    

Unwürdigkeit und Unzuverlässigkeit

Nicht weit von der Umlaufbahn der
schweren und fortgesetzten Falschab-
rechnung entfernt liegt der Zwillings-
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stern der Unwürdigkeit31 bzw. Unzu-
verlässigkeit32 des Zahnarztes zur Aus-
übung seines Berufs. Betrugsdelikte im
Zusammenhang mit der Abrechnung,
aber auch nicht berufsbezogene Ver-
fehlungen können das für die Ausübung
seines Berufs unabdingbar notwendige
Ansehen und Vertrauen zerstört haben
(„Unwürdigkeit“) bzw. für die Zukunft
erwarten lassen, dass der Zahnarzt sei-
nen beruflichen Pflichten nicht zuver-
lässig nachkommen werde („Unzuver-
lässigkeit“).33 In Anbetracht der Berufs-
ausübungsfreiheit zieht das Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip hier enge Grenzen.
Aber die Grenzen sind durchlässig: Eine
Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Hannover,34 wonach der Widerruf der
Approbation eines Zahnarztes wegen
Abrechnungsbetrugs zulässig gewesen
sein soll, erscheint besonders streng. Der
Zahnarzt hatte Zahnersatz sehr preis-
wert im Ausland herstellen lassen. Im 
Inland rechnete er zu Höchstpreisen ab.
Zu Verschleierungszwecken gründete er
eine Scheinfirma. Das ging zwei Jahre
lang gut. Dann flog der Betrug auf. Das
Strafgericht verurteilte den Zahnarzt
wegen banden- und gewerbsmäßigen
Betrugs zu einer Freiheitsstrafe auf Be-
währung. Der daraufhin erfolgte Wider-
ruf der Approbation sei nicht unverhält-
nismäßig gewesen, befand später das
Verwaltungsgericht. Es hatte sich auch
durch ein ganzes Bündel mildernder
Umstände nicht erweichen lassen: Der
Zahnarzt hatte ein Geständnis abgelegt.
Er hatte sich nicht persönlich bereichert.
Den Schaden der Krankenkassen hatte
er ersetzt. Nicht der Zahnarzt, sondern
ein Dritter war die treibende Kraft hinter
dem Betrug gewesen. Es war weder ein
Berufsverbot verhängt noch das Ruhen
der Zulassung oder deren Entziehung
angeordnet worden. Der Widerruf der
Approbation war von keiner Seite er-
wartet worden. Geholfen hat es nichts.

Vorteil Meinungsfreiheit

Aber der Sternenhimmel birgt nicht nur
Gefahren für den Zahnarzt. Viel häufiger
hält er positive Ausblicke bereit. Auch
der Zahnarzt genießt Meinungsfreiheit.
Das hat das Bundesverfassungsgericht
zuletzt mehrfach herausgestellt. Wie
die Praxis zeigt, machen Ärzte und
Zahnärzte von diesem Grundrecht ge -
legentlich pointiert Gebrauch. Dabei

werden auch Kollegen nicht immer ge-
schont. Wer als Gutachter von einem
Kollegen sagt, dieser stelle „leichtfertig
Atteste und Krankschreibungen aus“,35

bewegt sich damit unter Umständen
noch im Rahmen seiner Meinungsfrei-
heit. Auch wer als nachbehandelnder
Zahnarzt seine Patientin wissen lässt:
„Ihre Brücke ist schadhaft. Daher Ihre
Schmerzen!“36 hat die Grenze zur unzu-
lässigen Schmähkritik, in der nicht die
Auseinandersetzung in der Sache, son-
dern die Diffamierung des Erstbehand-
lers im Vordergrund steht,37 längst nicht
überschritten. Sogar eine „zweite Zahn-
arztmeinung“ in Gestalt eines offenen
Gegenangebots zum Heil- und Kosten-
plan eines Kollegen verstößt nicht von
vornherein gegen die zahnärztliche Be-
rufsordnung, und zwar auch dann nicht,

wenn sie auf einer Internetplattform 
mit entsprechendem Geschäftsmodell
erfolgt.38 Der Blick in den Sternenhim-
mel stimmt am Ende versöhnlich: Auch
Zahnärzte dürfen den Mund aufma-
chen.
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